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ZUM START DES SCHULJAHRES 2017/18: VDP SACHSEN-ANHALT FORDERT ZÜGIGE UM-

SETZUNG DES KOALITIONSVERTRAGES SOWIE EIN ENDE DER VERFASSUNGSWIDRIGEN BE-

NACHTEILIGUNG FREIER SCHULEN BEIM LEHRKRÄFTEEINSATZ 
 
Zum Beginn des neuen Schuljahres fordert der VDP Sachsen-Anhalt endlich 
die zügige Beauftragung eines externen und unabhängigen Schüler-
kostengutachtens durch den Landtag bzw. das Bildungsministerium. 
 
„Laut aktuellem Koalitionsvertrag sollte dies bereits zu Beginn der Legislatur 
erfolgen, außerdem existiert hierzu eine schon im Dezember 2015 einge-
brachte und noch immer nicht vom Landtag beantwortete Petition.“, so Jür-
gen Banse, Geschäftsführer des Verbandes. Das Gutachten ist erforderlich, 
um die tatsächlichen schulformbezogenen staatlichen Schülerkosten zu ermit-
teln, damit der Landtag anschließend erstmals in die Lage versetzt wird, 
festzustellen, ob die den freien Schulen in Sachsen-Anhalt gewährten Finanz-
hilfen noch verfassungskonform sind. Bei einem Vergleich der im Jahr 2014 
durchschnittlich gezahlten prozentualen Finanzhilfen je Schüler/in lag Sach-
sen-Anhalt mit einem Prozentsatz von lediglich 55 Prozent an der letzten Stel-
le der neuen Bundesländer (s. Anlage). 
 
Auch auf den sich weiter verschärfenden Lehrermangel muss die Politik nach 
Auffassung des VDP Sachsen-Anhalt so reagieren, dass nicht mehr länger die 
freien Schulen einseitig benachteiligt werden. 
 
„Bisher wird es den freien Schulen von der zuständigen Schulaufsicht grund-
sätzlich untersagt, im Unterricht bei Bedarf Lehrkräfte auch fachfremd einzu-
setzen. Dies ist eindeutig verfassungswidrig, findet doch eine derartige Praxis 
an nahezu allen staatlichen Schulen statt.“, so nochmals Banse. Nach dem 
Grundgesetz haben die freien Schulen beim Lehrereinsatz eigentlich einen 
größeren Spielraum als die staatlichen Schulen, das Schulgesetz sieht aber im 
Widerspruch zu den Verfassungsvorgaben bezüglich der freien Schulen bisher 
sogar einschränkende Regelungen vor. Der VDP Sachsen-Anhalt fordert des-
halb von der Landespolitik eine zeitnahe verfassungskonforme Änderung des 
Schulgesetzes und bis dahin praktikable Übergangslösungen. 
 
Es gibt aber aus Verbandssicht auch Positives zum Schuljahresbeginn zu ver-
melden: 
 
„Die Nachfrage nach freien Schulen ist ungebrochen, allein innerhalb der ver-
gangenen 6 Jahre ist die Schülerzahl an den freien allgemeinbildenden Schu-
len in Sachsen-Anhalt um mehr als 5.800 gestiegen, was einem Zuwachs von 
fast 50 Prozent entspricht. Dies wäre ohne eine qualitativ hochwertige Bil-
dungsarbeit an den freien Schulen nicht möglich gewesen.“, ist der Landesge-
schäftsführer des VDP Sachsen-Anhalt überzeugt. 
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Der VDP Sachsen-Anhalt vertritt als anerkannter Berufsverband die Interes-
sen von allgemein- und berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft sowie 
privaten Erwachsenenbildungsdienstleistern im Land Sachsen-Anhalt. Ihm 
gehören aktuell 84 Träger derartiger Bildungseinrichtungen mit mehr als 180 
Niederlassungen an. 
 
 
Für Rückfragen wenden Sie sich gern an:  
 
Jürgen Banse, Geschäftsführer VDP Sachsen-Anhalt 
oder an Kristin Langhoff-Rossol, Juristische Referentin VDP Sachsen-Anhalt 
Tel.: 0391/7319160 
E-Mail: VDP.LSA@t-online.de     
www.vdp-sachsen-anhalt.de 
 


